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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


1. zu dem Bericht der Bundesregierung nach § 239 des 
Arbeitsförderungsgesetzes (Arbeitsförderungsbericht) 

— Drucksache 7/403 — 

2. zu dem Bericht des Bundesrechnungshofes nach § 99 der 
Bundeshaushaltsordnung zum Arbeitsförderungsbericht 
der Bundesregierung (Drucksache 7/403) 

— Drucksache 7/911 — 

A. Problem 

Bei der Verabschiedung des Arbeitsförderungsgesetzes im Som- 
mer 1969 war noch nicht zu übersehen, wie sich das neue System 
von Dienst und Geldleistungen insbesondere bei Maßnahmen 
zur Förderung der beruflichen Bildung auswirken würde. Die 
Bundesregierung wurde daher ersucht, bis Ende 1972 über die 
Ausgaben zu diesem Komplex zu berichten und mögliche andere 
Finanzierungssysteme darzulegen (Drucksache 7/403). 

Der Bundesrechnungshof hat hierzu auch die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Bundesanstalt für Arbeit überprüft und 
den Bundestag unterrichtet (Drucksache 7/911). 


B. Lösung 

In mehreren Sitzungen hat der Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung die Probleme beraten. Beim Haushaltsstrukturgesetz 
wurden gesetzgeberische Konsequenzen gezogen. Weitere Über- 
legungen über Finanzierungsfragen sind notwendig. 

Einstimmiger Beschluß über Kenntnisnahme. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Drucksache 7/5356 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Remscheid) 


Der Bericht der Bundesregierung zu § 239 AFG 
— ■ Drucksache 7/403 — wurde am 10. Mai 1973 dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft mitberatend überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß hat in seiner Stellung- 
nahme vom 17. Oktober 1973 eine stärkere Ausrich- 
tung der Berufsbildungsförderung der Bundesanstalt 
nach sozialen und regionalen Zielgruppen angeregt. 
Außerdem machte er Vorschläge zur Regelung der 
Frage der Ausbildung der Ausbilder und zu Berufs- 
vorbereitungsmaßnahmen zugunsten von körperlich 
oder geistig noch nicht berufsreifen Jugendlichen. 

Diese und weitere im Bericht angesprochenen Pro- 
bleme behandelte der federführende Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung in mehreren Sitzungen. 
In seiner 107. Sitzung am 9. Juni 1976 hat der Aus- 
schuß einmütig beschlossen, dem Plenum zu empfeh- 
len, 

a) den Bericht der Bundesregierung nach § 239 des 
Arbeitsförderungsgesetzes (Arbeitsförderungsbe- 
richt) 

— Drucksache 7/403 — ■ und 


b) den Bericht des Bundesrechnungshofes nach § 99 
der Bundeshaushaltsordnung zum Arbeitsförde- 
rungsbericht der Bundesregierung (Drucks. 7/403) 

— Drucksache 7/911 — ■ 

zur Kenntnis zu nehmen. 

Bei den Beratungen stand außer Zweifel, daß die 
Berufsbildungsförderung der Bundesanstalt für Ar- 
beit, die durch das AFG 1969 eingeführt worden ist, 
auch weiterhin ein wesentliches Arbeitsmarktinstru- 
ment für eine aktive Arbeitsmarktpolitik ist, auf das 
weder Arbeitnehmer noch Arbeitgeber verzichten 
können. 

Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß es 
für die Finanzierung der Leistungen der Bundesan- 
stalt für Arbeit zur Zeit bei der geltenden Beitrags- 
lösung bleiben muß. Die anderen im Bericht darge- 
stellten Finanzierungsmodelle, insbesondere die Ar- 
beitsmarktabgabe, sollten allerdings zu gegebener 
Zeit erörtert werden. 


Bonn, den 9. Juni 1976 


Müller (Remscheid) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Bericht der Bundesregierung nach § 239 des Arbeitsförderungsgesetzes 
(Arbeitsförderungsbericht) — Drucksache 7/403 — und 

b) den Bericht des Bundesrechnungshofes nach § 99 der Bundeshaushaltsordnung 
zum Arbeitsförderungsbericht der Bundesregierung (Drucksache 7/403) — 
— Drucksache 7/911 — 

zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1976 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Müller (Remscheid) 

Stellv. Vorsitzender und Berichterstatter 
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